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Einleitung 

I. Die verschiedenen Zweifelssituationen 
und ihre Lösung 

Im Verlaufe eines Strafverfahrens kann das Gericht in mannigfacher 
Hinsicht mit Zweifelssituationen konfrontiert werden, die es vor die 
Frage stellen, welche von mehreren sich anbietenden tatsächlichen oder 
auch rechtlichen Möglichkeiten das weitere strafgerichtliche Geschehen 
bestimmen sollen. 

1. Zweifel im Bereich des Schuldbeweises 

Am bekanntesten ist der Zweifel im Bereich des Schuldbeweises, 
wenn sich trotz Ausschöpfung aller Beweismittel am Ende des Verfah-
rens Unklarheiten über den Hergang des tatsächlichen Geschehens nicht 
haben beseitigen lassen, so daß das Gericht sich außerstande sieht, ein 
Urteil in der Überzeugung zu sprechen, daß dem Spruch nur diese und 
nicht möglicherweise auch andere Tatsachen zugrunde zu legen sind. 
Diese Zweifel werden traditionell und unbestritten nach dem Satz 
gelöst, "daß Zweifel im Tatsächlichen dem Angeklagten nicht zum Nach-
teil sein dürfen, sondern zu seinen Gunsten ausschlagen müssen"1. Es 
wird der dem Angeklagten günstigere Sachverhalt als bewiesen unter-
stellt: in dubio pro reo. 

2. Zweifel in bezug auf Auslegungen 

Neben dem Zweifel im Tatsächlichen sind Zweifel im Rechtlichen 
denkbar, wenn das Gericht sich über die Auslegung der anzuwendenden 
gesetzlichen Vorschriften oder die Bedeutung einer Erklärung nicht 
klar zu werden vermag. 

Hier herrscht in Literatur und Rechtsprechung insoweit Einmütigkeit, 
als eine Entscheidung zugunsten des Angeklagten im Bereich der 
Gesetzesanwendung bei rechtlichen Zweifelsfragen abgelehnt wird!? 

1 BGHSt 18, 275. 
2 LöwelRosenberg, § 261, Anm. 6 e; Rittler, S. 33; KMR-Kommentar, Anm.l f 

vor § 48; Henkel, 2. Aufl., S.352; KernlRoxin, S.71; Peters, Strafprozeß, 
S. 247; RGSt 62, 372, 373; BGHSt 14, 73; OLG Celle NJW 68, 2119. 
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Die Interpretation von gesetzlichen Bestimmungen gehört zu den vor-
nehmsten Aufgaben des Gerichts; sie kann ihm nicht abgenommen 
werden. 

Schon bei Zweifeln darüber, wie inhaltlich nicht eindeutige Erklärun-
gen auszulegen sind, begegnet man jedoch verschiedentlich der Auf-
fassung, die Auslegung habe in einem dem Angeklagten möglichst 
günstigen Sinne zu erfolgen3• Sie ist mit Recht überwiegend auf Wider-
spruch gestoßen4• Auslegung ist ·auf die Ermittlung des Sinns und der 
Bedeutung einer Willenserklärung gerichtet. Mit dem Ziel dieses 
Unterfangens ist es unvereinbar, unklare Willenserklärungen einseitig 
zugunsten des Angeklagten zu werten. Daher ist, wenn das Gericht z. B. 
in einer Willenserklärung keinen Strafantrag, keine Rücknahmeerklä-
rung oder keine unbedingte Rechtsmitteleinlegung zu sehen vermag, 
kein Strafantrag gestellt, eine Rücknahme des Strafantrags nicht 
erklärt5 oder kein Rechtsmittel eingelegt6, einerlei, zu wessen Gunsten 
oder Ungunsten sich dies auswirkt7. 

3. Zweifel in bezug auf Verfahrensverletzungen 

Weiter sind Zweifel denkbar, wenn der Angeklagte Verfahrensver-
letzungen behauptet, die sich zwar nicht beweisen, aber auch nicht 
ausschließen lassen, so z. B. wenn nicht geklärt werden kann, ob der 
Angeklagte beim Verhör unzulässigen Vernehmungsmethoden aus-
gesetzt gewesen ist. Auch hier ist die AblehnungS einer Entscheidung 
"zugunsten des Angeklagten" nicht mehr ganz einhellig, nachdem Eber-
hard Schmidt9 die Auffassung vertreten hat, ein möglicher Verstoß 
gegen das Verbot des § 136 a StPO solle zugunsten des Angeklagten 
gewertet werden. Dabei ist freilich zu berücksichtigen, daß Schmidt 
einen Gedankensprung macht, wenn er unter Bezugnahme auf die Recht-

3 Seibert, DRZ 49, 558; OLG Jena JW 28, 1883 mit zustimmender Anmer-
kung von stern. 

4 BGHSt 6, 133, 349; 9, 370; OLG Hamburg NJW 58, 1246; Baumann, 
MDR 58, 396; Jagusch in LK § 2, Anm. I 3 b gg. 

5 Anders St"ee, in dubio pro reo, S. 64. 
6 Vgl. die unveröffentlichte Entscheidung des BGH vom 27. August 1952 -

5 sm 183/52. 
7 Im materiellen Strafrecht kann dies freilich im Ergebnis auf die An-

wendung des Grundsatzes in dubio pro reo hinauslaufen, denn wenn z. B. 
nicht zu ermitteln ist, ob eine Äußerung beleidigenden Charakter hat, darf 
eine Beleidigung nicht als erwiesen angesehen werden, vgl. Stree, in dubio 
pro reo, S. 36. 

S Sarstedt, Revision, S.135; Kleinknecht, § 261, Anm. 8 B b; Stree, in dubio 
pro reo, S. 78 ff.; BGH NJW 63, 836; BGHSt 16, 167 = JR 62, 108; unveröff. 
Urteile v. 5.7.55 - 5 StR 52/55; 8.7.55 - 5 StR 115/55; 27.3.62 - 1 
sm 77/62; OGH NJW 50, 271. 

9 JR 62, 110, ihm folgend jetzt Kern/Roxin, S. 71. 
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sprechung zu zweifelhaften Prozeßvoraussetzungen und Prozeßhinder-
nissen die Frage stellt, ob die Ansätze, die sich in dieser Rechtsprechung 
in bezug auf eine Anerkennung des Satzes in dubio pro reo bei Ver-
fahrensvoraussetzungen und -hindernissen, "also bei Verfahrensfehlern 
überhaupt" gezeigt hätten, mit der ablehnenden Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs zu § 136 aStPOlO nun schlechthin überwunden sein 
sollten. Zutreffend weist nämlich Stree11 darauf hin, daß zwischen den 
unmittelbaren tatsächlichen Voraussetzungen für einen Freiheitseingriff 
und der Frage, wie sich die Strafverfolgungsorgane die überzeugung 
von diesen Voraussetzungen, d. h. vom strafbaren Verhalten des Be-
schuldigten verschaffen, zu unterscheiden ist, weil eine Ausgangs-
vermutung für ein rechtmäßiges Handeln der staatlichen Organe be-
steht12• Man wird Stree lmum in der Ansicht widersprechen können, daß 
sich hiergegen ernsthaft nichts einwenden lasse13, denn diejenige staat-
liche Gewalt, die nicht die Ausgangsvermutung rechtmäßigen HandeIns 
für sich in Anspruch nehmen kann, stellt ihre Existenzberechtigung in 
Frage. 

4. Zweifel in bezug auf die Voraussetzungen 
eines Wiederaufnahmeverfahrens 

Literatur und Rechtsprechung haben sich wiederholt auch mit der 
Frage auseinanderzusetzen gehabt, ob tatsächliche Zweifel hinsichtlich 
der Voraussetzungen eines Wiederaufnahmeverfahrens eine Entschei-
dung zugunsten des Verurteilten erfordern. Hierzu ist allgemein die 
Auffassung vertreten worden, daß eine solche Entscheidung mit dem 
Wesen des Wiederaufnahmeverfahrens unvereinbar sei. Die Beweisauf-
nahme im Probationsverfahren diene zwar wie jede Beweisaufnahme 
ebenfalls der Feststellung der Richtigkeit von Tatsachen; da es jedoch 
nur darum gehe, zu ermitteln, ob die den Antrag stützenden Behauptun-
gen "genügende Bestätigung" gefunden haben (§ 370 StPO), erlaube das 
Ergebnis der Beweisaufnahme aber nur, in der Form der Prognose zu 
entscheiden, ob das Urteil in seiner tatsächlichen Grundlage erschüttert 
und eine für den Verurteilten günstigere Entscheidung wahrscheinlich 
zu erwarten ist. Daher sei im Probationsverfahren für den Grundsatz 
"im Zweifel für den Angeklagten" kein Raum14• 

10 BGHSt 16, 167 = JR 62, 108. 
11 In dubio pro reo, S. 78 ff., insbes. S. 80, 81. 
12 SO Z. B. auch die unveröffentlichte Entscheidung des BGH vom 28. Juni 

1955 - 5 StR 115/55. 
13 In dubio pro reo, S. 81. 
14 So OLG Köln NJW 68, 2119; Stree, in dubio pro reo, S.86, im Ergebnis 

auch Peters, Strafprozeß, S.595. 
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